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Telegraphiſche Nachrichten. 
di Wien, 22. März. Wie eine Depeſche des Reuterſchen Bureaus von 
edem, Datum meldet, erklärte Graf Rechberg in Bezug auf den Proteſt der 
ſchweiz gegen die Einverleibung Savoyens in Frankreich, die kaiſerliche Re⸗ 
laßtung behalte ſich ihre definitive Entſcheidung vor, könne aber nicht unter⸗ 
aſſen, der Schweiz ins Gedächtniß zu rufen, wie Oeſterreich während des 
vorjährigen Krieges vergeblich gegen den Transport franzöſiſcher Truppen 
5 Culoz nach Chambery, als gegen eine Verletzung der ſchweizeriſchen 
eutralität, proteſtirt habe. 5 i 
Turin, 22. März. Ricaſoli ift hier eingetroffen und vom Könige 
empfangen worden. Die bei dieſer Gelegenheit gehaltene Rede des Königs 
autet im Auszuge etwa folgendermaßen: Er nehme das Votum Toscana's 
an. Indem Toscana ſeine Geſchicke mit denen Piemonts vereinige, ſei es 
weit entfernt, ſeiner Selbſtbeſtimmung zu entſagen, es ſetze ſeine glorreichen 
taditionen fort und vergrößere fie, wenn es ſie mit andern Theilen der 
taaten verbinde. Das Parlament, in welchem die Repräſentanten Tosca: 
nas mit denen Piemonts, der Lombardei und der Aemilia ihren Sitz haben 
werden, werde die Geſetze dem Principe der Freiheit anpaſſen. Auf dieſe 
Weiſe werde Toscana ſich der Wohlthaten einer adminiſtrativen Autonomie 
0 euen, ohne die Einigung der Kräfte und des Willens zu ſchwächen, von 
enen das Wohlergehen und die Unabhängigkeit des Vaterlandes abhängen. 
Der Köni unterzeichnete ſodann das Annexionsdekret. 
Mailand, 21. März. Die franzöſiſche Armee beginnt heute ihre Ber 
wegung des Rüdmarſches aus der Lombardei. Das 80. Regiment geht über 
urin und Suſa; jeden Tag marſchirt eine Kompagnie ab. Das 2. Regi⸗ 
ment geht über Nizza; Bi Morgen zieht ein Bataillon ab. g 

Stockholm, 17. März. Alle vier Stände nahmen heute mit großer 
Majorität die Hauptpunkte des Gutachtens des Oekonomie⸗Ausſchuſſes über 
ie norwegiſche Angelegenheit, insbeſondere über die Reviſion der Unions⸗ 

ktie und die Ausſetzung der Statthalterfrage, an. 

Paris, 22. März, Abends. Die Mächte, ausgenommen England, neh⸗ 
men in ihren Antworten auf die Note Thoupenel's die Einverleibung Sa⸗ 

ens mit einiger Abweichung in der Redaktion derſelben an. Die fran⸗ 
fie Flotte kehrt nach Toulon zurück. 

London, 22. März. Einer dem Reuterſchen Bureau zugegangenen De⸗ 
Peihe aus Turin vom 22. März zufolge hat die Geſellſchaft „Unione liberale“ 
Pra Deputation an die aus Nizza eingetroffene Deputation abgeordnet. Der 
lien dent der „Unione liberale“, Buoncompagni, gab den Sympathien Ita⸗ 
liens fur Nizza Ausdruck und ermuthigte die Deputirten zum Beharren bei 
ihrem Beſtreben, dem Italien Erfolg wünſche. x 

Livorno, 22. März. Die franzöſiſche Geſandtſchaft in Florenz wird 
nach erfolgter Einverleibung Mittel⸗Italiens in Sardinien aufgehoben werden. 
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Preuſ en. N 
K. C. 30. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


Präſident Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 11 Uhr. 


Mala ae: Graf von Schwerin und Regierunge⸗Commiſſar von 
Die Tribunen ſind ziemlich beſetzt. IHRE 
Nach Mittheilung der Präſidenten ſind die Glückwünſche des Hauſes, 


welche geſtern die drei Präſidenten dem Prinz⸗Regenten überbracht haben, 
von Seiner königlichen Hoheit „mit gewohnter Huld“ entgegengenommen 


worden. 
Die CFommiſſion für die vorgeſtern eingebrachte Kreis⸗Ordnung für die 
ſechs 11 3 beſteht aus folgenden Mitgliedern: v. Morawski, 
umloh (Pünſter), Riebold, Grabow, v. Below, Frhr. v. Hiller, Gamradt, 
ietſchel (Merſeburg), v. Forkenbeck, Allnoch, v. Bockum⸗Dolffs, v. Sauden: 
Julienfelde, Schellwitz, Mathis (Barnim), Nitſchke (Reichenbach), v. Wedell 
(Crempzow), Delius, v. Puttkammer, Pieſchel (Kalbe), v. Sänger, v. Diede⸗ 
richs. Vorſitzender ii der Abg. Grabow, fein Stellvertr. Abg. Mathis 
Be chriftführer von Forkenbeck und deſſen Stellvertreter von 


Es wird in die Tagesordnung, in die Berathung des Geſetzentwurfes 
betreffend die Feſtſtellung der Wahlbezirke ein ehe SM 
„Der Ref. Abg. Lette berichtigt zum Eingang der General-Diskufiion nur 
1 im Commiſſions⸗Berichte enthaltene Druckfehler. 
lich Ver erſte Redner, Abg. Rohden, bleibt auf der Tribüne jo unverſtänd⸗ 
ich, daß nicht einmal die Tendenz ſeiner Worte zu ermitteln iſt: aus der 
ſpäteren Erwiderung des Miniſters des Innern iſt zu entnehmen, daß er 
—5 — Wahlverhältniſſe, Abſchätzung zu den verſchiedenen Wahlklaſſen 
rochen hat. } 
Abg. Reichenſperger (Köln): Er boffe, daß mit dem gegenmwärti en 
Geſetze kein Stillitand eintrete in der Entwickelung des Wahlgeſetzes. Der 
Spruch: „Man ſoll die Stimmen wägen und nicht zählen“, ſei ſchon zum 
gemeinplatz geworden; indeß bei uns ſei gerade das letztere der Fall; das 
ahlgeſetz trage zwar nicht mehr den Stempel von 1848, aber doch noch 
den der Uebereilung; man habe bei Erlaß deſſelben eben raſch fertig wer: 
75 wollen, und darum habe der Grundſatz der ausgleichenden Gerechtigkeit 
darin nicht ſonderlich . gefunden. Die unvermögende Klaſſe habe 
arin keinen Sporn zur Theilnahme an den Wahlen. Aber auch die höher⸗ 
bebende Klaſſe finde darin nicht die gehörige Berückſichtigung; es komme vor, 
ah Beamte, Doctoren, Geiſtliche z. B. gegen einen reich gewordenen 
0 dauer ꝛc. in Nichts zurückſänken. Man dürfe das Beſtreben nie aufgeben, 
lurch die Wahl den ungefälſchten Ausdruck der offentlichen Meinung zu er: 
angen. Dies ſei bisher nicht der Fall. 
dog Abg. v. Vin cke (Hagen): Das Princip des Geſetzes ſei nicht richtig, 
och wolle er keine principiellen Abänderungsvorſchläge machen, die zudem 
N icht angenommen würden. Die Verfaſſung geſtatte freilich, mehrere Kreiſe 
zu einem Wahlbezirke zuſammenzulegen, aber zweckmäßig ſei es nicht. Ge⸗ 
n die Zuſammenlegung ſpreche die Rückſicht auf die corporativen In⸗ 
tereſſen, welche jetzt durch die Kreisordnung eine noch viel compactere Ver: 
retung finden würden; ein Zuſammenſchweißen von zwei, wenn auch be⸗ 
nachbarten, ſich doch ſonſt fremden, heterogenen Kreiſen nur zu dem Zwecke 
einer alle drei Jahre ſtattfindenden Wahl ſei das Gegentheil einer Berück⸗ 
tigung comporativer Intereſſen. Für die Zuſammenlegung werde ange⸗ 
führt, die lokalen Intereſſen dürften nicht überwiegen; aber auch jetzt ge⸗ 
ten von den 352 Abgeordneten nur 59 nicht ihrem Wahlbezirk an durch 
Geburt oder Wohnſitz oder ähnlich nahe Beziehungen, fo daß alſo auch das 
lebige Syſtem eine Vertretung der lokalen Intereſſen keinesweges ausſchlöſſe; 
uch ſei andererſeits Unbekanntſchaft mit dem Kreiſe, den man vertrete, ein 
ebelſtand. Ferner ſolle bei der Zuſammenlegung mehrerer Kreiſe der Ein⸗ 
bud der Landräthe mehr ausgeſchloſſen ſein. In 1 Beziehung gehe man 
par jo weit, die Landräthe Mir nicht wählbar in ihren Kreiſen erklären zu 
wollen. Er ſeinerſeits halte jede ſolche Beſchränkung des paſſiven Wahl⸗ 
datt für unzuläffig. Gewiß ſeien Beeinträchtigungen der Wahlfreiheit 
keirdekommen, und 72 Landräthe in der Kammer — das ſei zu viel (Heiter⸗ 


a Aber einer ſolchen Uebertreibung des landräthlichen Einfluſſes ſtehe eine 


ww; 


ah des Geſetzes entgegen, wie ſie von dem jetzigen Miniſterium 
entlich von jedem künftigen zu erwarten ſei, und die nöthigen Beſtim⸗ 
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Expedition: Herrenſtraße MR 20. 
Außerdem übernehmen alle Poft + Anftalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


ilung. 


Sonnabend den 24. März 1860. 
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Ehrenkränkung liege ja nicht darin, wenn Einer zur Dispofition geſtellt 
werde. Doch das beiläufig. — Ausnahmsweiſe könne eine Zuſammenlegung 
bei kleineren Kreiſen wohl ſtattfinden; dies aber ſeien ſpecielle Fälle, die 
auch bei der Annahme ſeines Princips ſich würden vorſehen laſſen. 
Fuür dies Princip — jeder Kreis ein Wahlbezirk für ſich — ſprächen 
folgende Erfahrungen: Wenn von zwei zuſammengelegten Kreiſen der eine 
auf einem Abgeordneten beſtehe, der ihm angehöre, ſo werde der andere 
das auch thun; alſo würden beide Abgeordnete lokale Intereſſen vertreten. 
Oder ein größerer Kreis kümmere ſich wohl gar nicht um einen kleineren, 
mit dem er zuſammen wähle und wähle beide Abgeordnete aus ſeiner 
Mitte. Oder es komme ein Compromiß heraus und in Neuſtettin⸗Schievel⸗ 
bein z. B. würden Herr v. Gerlach und der Geh. Rath Duncker gewählt; 
das ſei kein richtiges Reſultat, zwei ſo entgegengeſetzte Politiker wie ſiame⸗ 
ſiſche Zwillinge an einander zu binden. 

Zu ſolchen Inconvenienzen führe das Princip der Regierung und der 
Commiſſion. Doch wolle er keine Abänderungsvorſchläge machen, dem Re⸗ 
ferenten nicht noch mal ſchwere Arbeit geben. (Geiterkeit.) Er gebe aber, 
was er geſagt, der Regierung zu künftiger Erwägung anheim. 

Miniſter des Innern Graf Schwerin: Wenn der letzte Redner gewünſcht 
habe, daß das Prinzip der Beſchränkung der Wahlkreiſe auf den landräth⸗ 
lichen Kreis hätte adoptirt werden ſollen, ſo verkenne er die dafür ſprechen⸗ 
den wichtigen Gründe nicht. Trotzdem ſei die Regierung zu dem entgegen⸗ 
geſetzten Prinzip gekommen und werde daran feſthalten müſſen, wie auch die 
Kommiſſion nach reiflicher Erwägung dieſes Prinzip genehmigt habe. Im 
Allgemeinen habe die Regierung ſich für das Prinzip entſchieden, weil ſie 
überzeugt ſei, daß dadurch am meiſten die Freiheit der Wahlen geſichert 
werde. Wenn der Redner dann für ein neues Wahlgefeh eine Beſtimmung 


gewünſcht habe, welche jeden ungeſetzlichen Einfluß auf die Wahlen mit 
Strafe bedrohe, ſo erwidere er darauf, daß es einer derartigen Beſtimmung 
nicht bedürfe, weil das Strafgeſetz in den SS 85 und 86 bereits ſolchen un⸗ 
geſetzlichen Einfluß auf die Wahlen unter Strafe ſtelle; es ſei der Begriff 
des ungeſetzlichen Einfluſſes nur ſchwer zu präciſiren. Wenn der Vorredner 
dann noch einmal auf die frühere Diskuſſion, wegen Entlaſſung der Beam: 
ten, zurückgekommen, ſo werde das Haus ihn, den Miniſter, entſchuldigen, 
wenn er darauf nicht eingehe; er habe den Standpunkt der Regierung klar 
dargelegt, und es ſei auch heute nichts vorgebracht, was die Anſicht erſchüt⸗ 
tern könnte; er wolle nur bemerken, daß auch er glaube, daß die Ehre der 
Beamten unter einer Zurdispoſitionsſtellung nicht leide, die Regierung müſſe 
ſich jedoch die Prüfung vorbehalten, wenn der Zeitpunkt eingetreten ſei, 
derartige Anträge allerhöchſten Orts zu machen. In Bezug auf die Bemer⸗ 
kungen des Abg. Rohden müſſe er bemerken, daß denſelben nach dem Buch⸗ 


ſtaben der Verfaſſung nicht entſchieden entgegengetreten werden könne, daß 
indeſſen in Bezug auf die Stadt Berlin ſo viele faktiſche Gründe vorlägen, 
daß auch die Kommiſſion die Berechtigung anerkannt habe, dieſe Stadt trotz 
der Verf.⸗Beſtimmungen in mehrere Wahlkreiſe zu theilen. Schließlich be: 
merke er, daß er leider in's Herrenhaus gehen müſſe; er habe den Herrn 
Finanz⸗Miniſter gebeten, ihn hier zu vertteten; er werde wieder erſcheinen, 
ſobald es ihm irgend möglich ſei. 


Abg. v. Bardeleben begrüßt das Geſetz als einen weſentlichen a beiden Stellvertreter des Kreiſes ſich für die 


ſchritt und ſpricht die Hoffnung aus, daß auch die andern Verfaſſungs⸗Para⸗ 
graphen, die noch der Ausführung harren, allmälig dieſelbe erlangen, und 
was das Bedürfniß angehe, ſo erinnere er nur kurz an die Verhandlungen 
über die Wahlen von 1855, wo ſeine und ſeiner Freunde Beſchwerden wohl 
beſtritten, aber nicht widerlegt ſeien. Auch die Verhandlungen der Commiſ⸗ 
ſion hätten das Bedürfniß erwieſen. Er hoffe nun zwar, daß jene Zuſtände 
von 1855 nicht wiederkehren, denn gegen gewiſſe Dinge habe ſich die öffent⸗ 
liche Meinung ſo einmüthig erklärt, daß ſie eine moraliſche Unmöglichkeit 
geworden ſeien. Nichts deſto weniger ſei es für die allgemeine Beruhigung 
von äußerſter Wichtigkeit, daß endlich eine geſetzliche Feſtſtellung der Wahl⸗ 
bezirke erfolge. — Das Prinzip angehend, ſo ſei die Frage, ob die Wahl⸗ 
bezirke mit den Kreiſen in der Regel zuſammenfallen müßten oder ob meh⸗ 
rere zuſammen gelegt werden ſollten, eine ſehr zweifelhafte; mit Rückſicht auf 
den Ausſchluß der lokalen Intereſſen und die Unabhängigkeit der Wahlen 
von 1 durch die Beamten entſcheide er ſich indeß für die kombi⸗ 
nirten Wahlbezirke. Natürlich ſei dies Prinzip nicht ſtarr durchzuführen; 
auch in dieſer Beziehung treffe die Vorlage der Regierung das Rechte. — 
Eben ſo ſtimme er mit der Zugrundelegung der neueren Zählung überein. 
Im Einzelnen komme es ihm auf das So oder So der Zuſammenlegung 
nicht an; das politiſche Moment liege darin, daß überhaupt eine geſetzliche 
Feſtſtellung erfolge. AR i =. 

Finanzminiſter v. Patow iſt eingetreten. — Vice⸗Präſident Grabow 
hat den Vorſitz übernommen. 3 Kar, 

Abg. v. Morawski: Er zolle dem Miniſter ſeinen aufrichtigen Dank 
für die Vorlage, weiche aber von der Commiſſion darin ab, daß er nicht die 
letzte Volkszählung, zur Baſis nehmen wolle. Daß die Regierung nicht nach 
politiſchen Parteikücſichten die Eintheilung der Wahlbezirke mache, ſei aner⸗ 
kennenswerth. Durch das jetzige Geſetz werde übrigens die Wahlverordnung 
vom 30. Mai 1849 inſofern abgeändert, als in $ 2 der letzteren das Ver⸗ 
zeichniß über die Zahl der in jedem Regierungs⸗Bezirk zu wählenden Abge⸗ 
ordneten angezogen br und dieſe Zahlen doch jetzt modificirt würden. — Im 
Uebrigen ſei ſowohl dieſe Vorlage, wie die vorgeſtern eingebrachte Kreis⸗ 
Ordnung mit Dank aufzunehmen, als die wichtigſten Geſetze. Er und ſeine 
ee würden immer beitragen zur Entwickelung des parlamentariſchen 
Lebens. 

Miniſter v. Auerswald iſt eingetreten. 

Abg. Gneiſt: Die Anſichten des Hrn. v. Vincke ſeien auch in der Com: 
miſſion, jedoch zu ſchwach vertreten geweſen. Dieſem Prinzipe gemäß müßte 
jeder landräthliche Kreis auch ein Wahlkreis ſein. Aber das ſei nicht rath⸗ 
ſam und nicht auszuführen. Das Geſetz, wie es vorliege, ſei vielleicht nicht 
vollkommen, es ſei aber eine Annäherung zur Vollkommenheit, weil darin 
jede verwerfliche Willkür bejeitigt und eine feſte Form gewonnen ſei, bei der 
auch die Beſonderheiten konfeſſioneller oder anderer Art berückſichtigt ſeien. 
Das Geſetz ſei daher nur mit Dank anzunehmen. Er würde höchſtens ſich 
gegen die Zuſammenlegung der Kreiſe erklären, wenn dieſe eine ſolche ſelbſt 
nicht wünſchten. In dieſem Falle koͤnne man wohl eine Aenderung treffen. 

Präſident Simſon hat wieder den Vorſitz übernommen. 

Abg. v. Anek Er bitte die Regierungs⸗Vorlage anzunehmen, und 
zwar deshalb, weil er der Ueberzeugung ſei, daß dieſelbe weſentlich nur etwas 
Proviſoriſches enthalte, welches einem tief empfundenen Uebelſtande Abhilfe 
ſchaffen felle für die Zeit, wo noch nichts Definitives feſtgeſetzt werden könne. 
Die Anſicht des Abg. v. Vincke ſei entſchieden die richtige, daß nämlich ein 
jeder Landkreis auch ein Wahlkreis ſein müſſe, daß ein Zuſammenflicken der 
communalen und Staats⸗Intereſſen in den Kreiſen höͤchſt wünſchenswerth 
ſei; eine Continuität des politiſchen Lebens ſei endlich nöthig. (Sehr richtig!) 
Es ſcheine ihm auch, als wenn die 1 das Geſetz ſelbſt nur als ein 
proviſoriſches betrachte, denn ſonſt müſſe er ſich ſagen, daß ſie wenig Ver⸗ 
trauen habe, daß ihre Kreisordnung durchgehen werde, weil fie es nicht für 
thunlich gehalten habe, die Wahlordnung auf die Kreisordnung zu baſiren 
und dieſelbe erſt einzubringen, nachdem die Kreisordnung durchgegangen. 
Alle Wünſche der Liberalen hatten ſich mehr und mehr gegen Uebelſtände 
gerichtet, denen ein feſter Wille entgegen treten konnte. Wenn man der vo⸗ 
rigen Regierung auch mit Recht vorwerfe, einen unberechtigten Einfluß auf 
die Wahlen geübt zu haben, müſſe man auf der andern Seite der Nation 
jagen: Wenn ihr gewollt hättet, wäre dieſer Einfluß unmöglich geweſen. 
Verlange man von den Abgeordneten einen politiſchen Muth, 0 mögen ihn 
auch die Wähler zeigen. (Bravo!) RR 2 

Damit iſt die ener Diskuſſion geſchloſſen. Berichterſtatter ri 

otive der Kommiſſion, namentlich gegen die Ausfüh⸗ 


rungen des Abg. v. Vincke. Er empfiehlt die Annahme des Geſetzes, das 
in der Kommiſſion eine gründliche Berathung gefunden. . 

Der Präſident bemerkt vor demEintritt in die Speziel⸗Discuſſion, daß 
kein Amendement eingelaufen ſei, welches ſich gegen das Prinzip des Ge⸗ 
ſetzes erkläre. 

Abg. Behrend (Danzig) beantragt das Geſetz en bloc anzunehmen. 

Mehrere Abgeordnete ziehen zu Gunſten der en bloe-Annahme ihre Spe⸗ 
zial⸗-Amendements zurück. BE, 

Auch der Regierungs⸗Commiſſar v. Mallinckrodt erklärt ſich im Namen 
der Regierung, obwohl dieſelbe nicht jede von der Commiſſion bean 
Aenderung acceptire, mit der en bloc-Annahme einverſtanden. Da ſich aber 
bei der Abſtimmung drei bis vier Mitglieder dagegen erheben, ſo iſt die in 
191555 55 nothwendige Einſtimmigkeit nicht vorhanden, und der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Die Spezial⸗Diskuſſion beginnt mit dem Verzeichniß der Wahlbezirke zc., 
welches den eigentlichen Kern des Geſetzes bildet. 

Wahlbezirke der Provinz Preußen. Abg. v. Hoverbed ſtellt 
das Amendement: Nicht die Kreiſe Allenſtein⸗Röſſel und Sensburg⸗Ortels⸗ 
burg zuſammen zu legen, ſondern Allenſtein⸗Ortelsburg (Wahlort Paſſen⸗ 
heim) und Sensburg⸗Röſſel (Wahlort Sensburg). Es handeſt ſich dabei um 
konfeſſtonelle Motive, die der Antragſteller, wie er ausdrücklich hervorhebt, 
ſehr ungern zur Sprache bringt: durch die von der Regierung und Com⸗ 
miſſion vorgeſchlagene Zuſammenlegung komme die onde evölkerung 
in die Minorität; bei der Vorberathung der Vertreter der Provinz Preußen 
habe Re Amendement (einjtimmig oder mit großer Majorität?) Unterſtützung 
gefunden. l 

Abgg. Rohden, v. Bardeleben, der Reg.⸗Kommiſſar und der 
Berichkerſtatter bekämpfen das Amendement, letzterer namentlich, weil 
nicht mehr konfeſſionelle Motive maßgebend ſein dürften. Das Amendement 
wird abgelehnt. — Eben jo das Amendement des Abg. Mettenmeyer, für 
die Kerle Berendt⸗Stargard, als Wahlort nicht Stargard Hadid r ſon⸗ 

öned, weil dieſes in der Mitte der verſchiedenen Wahlbezirke Ti 
und durch eine Chauſſee damit verbunden ſei, während es nach dem Regie 
rungskommiſſar in Schöneck an geeigneten Lokalitäten fehlt. = 

Die Kreife Löbau und Straßburg will der Abg. Rohden (mit der Regie 
rungsvorlage) wieder zuſammenlegen, ſtatt mit der Kommiſſion jeden einzel⸗ 
nen Kreis zu einem uhlbezirk zu machen. i 

(Dieſe Frage iſt bereits in der Kommiſſion ausführlich erörtert worden, 
auch im Kommiſſtonsberichte beſprochen. Es handelt ſich um polniſch⸗katho⸗ 
liſche und deutſch⸗evangeliſche Parteſungen; bei der Zuſammenlegung iſt die 
polniſch⸗katboliſche Partei unbedingt in der Majorität, bei der Ttennun hut 
die deutſch⸗evangeliſche Partei eine Möglichkeit, einen Kandidaten 8 
jegen). Ein Abg. aus dem Centrum motivirt den Antrag, weil die beiden 
Kreiſe von jeher zuſammengehört hätten, und das Bedürfniß der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit ſich in ihnen noch geltend mache. — 

Abg. Behrend (Danzig) gegen das Amendement: Die Verſchiedenheit 
der Bevölkerung jener Kreiſe und die Verſchiedenheit der kommerziellen In⸗ 
tereſſen bedinge die von der Kommiſſion vorgeſchlagene Trennung. Daß die 

b uſammenlegung intereſſirt, 
könne er begreifen, da es ſich dabei um die Ehre ihres Platzes im Hauſe 
handle. Konfeſſionelle Rückſichten ſeien für ihn nicht maßgebend, da das 
Haus ſehr ſelten in die Lage komme, über derartige Fragen zu entſcheiden; 
er bedauere eine konfeſſionelle Scheidung. BE 
Abg. v. Lyskowski: Die beiden Kreiſe gehörten ſchon ſeit 1342 hiſto⸗ 
riſch zuſammen, und innerlich ebenſo. 

Reg.⸗Kommiſſar v. Mallinckrodt glaubt dem Vorſchlage der Kommiſſion 
von dem Geſichtspunkte der Folgerichtigkeit entgegen treten zu müſſen, weil 
keine Gründe vorlägen, die jo dringend ſeien, daß ſie der Zuſammenlegung 
entſchieden entgegentreten könnten. Für die ganze Vorlage ſei das Prinzip feſt⸗ 
gehalten, daß moͤglichſt zwei Kreiſe mit einander zu einem Wahlkreiſe verbun- 
den werden ſollten. Keine Verhältniſſe lägen hier vor, welche ein Abweichen 
von jenem Prinzip rechtfertigten, und ein ſolches ſtreife auf das Gebiet der 
Willkühr hinüber. Das Amendement wird abgelehnt. 0 1 

Provinz Brandenburg. Stadt Berlin. Abg. Dr. Peit: In der 
allgemeinen Debatte habe Abg. Rohden geäußert, daß die ſämmtlichen 
Abgeordneten für Berlin bisher wirklich verfaſſungswidrig gewählt ſeien. 
Er könne ſich dem Bedenken nicht anſchließen, welche der Abg. vorgebracht. 
Die Verfaſſung habe jo viele Deutungen ſchon erlitten, daß es am beſten 
ſei, ſie auf das ſtrengſte auszulegen, und da möchte er die Eintheilung von 
Berlin in verſchiedene Abtheilungen als nicht verfaſſungsmäßig anſehen. 
Wenn er gleichwohl für den Kommiſſions⸗Antrag ſtimme, und ſei dieß, weil 
die Ausführung der Verfaſſung in dieſem Falle eine reine Unmöglichkeit 
ſei. Berlin habe 1800 Wahlmänner, und es gebe bierſelbſt kein Lokal, wo 
dieſe ihre Verſammlungen oder Wablen abhalten könnten: man müſſe fie 
denn etwa in ein Exerzierhaus verweiſen, und ſie darin drei bis vier Tage 
einſperren, denn ſo lange würde die Wahl von 9 Abgeordneten dauern. 
Die ſchlimmſte Folge aber würde die Verringerung des Intereſſes an dem 
Wahlakt ſeien, und die Wahlen ſomit in die Hände einer Minorität fallen. 

Abg. Robden: Er habe keineswegs behauptet, daß die Eintbeilung der 
Stadt Berlin in mehrere Kreiſe praktiſch nicht gerechtifertigt ſei, aus der 
Verfaſſungsbeſtimmung folge nur, daß man bei der Berathung den Fall 
von Berlin nicht vorgeſehen habe. In der Erwartung, daß die Regierung 
eine Ueboreinſtimmung des Bebdürfniſſes mit der, Verfaſſung herbeiführen 
werde, ſtelle er keinen ein 7 4 

Regierungs⸗Commiſſar: Er müſſe der Anſicht, daß die berliner 
Abgeordneten verfaſſungswidrig gewählt ſeien, widerſprechen, da es ſich erſt 
um eine Ausführung der Verfaſſung Art. 69 handle. So gut, wie bisher 
die Kreiſe getheilt werden durften, ſei es auch möglich geweſen, die Stadt 
Berlin zu theilen; dies habe auch in der Abſicht des Geſetzgebers liegen 
müſſen, da er nicht etwas Unmögliches verlangen konnte. 

Ref. Abg. Lette: Die große Majorität der Commiſſion habe fi dafür 
ausgeſprochen, daß die Theilung der Stadt Berlin keine verfaſſungswidrige 
ſei. Somit iſt die Angelegenheit erledigt. Die rein lokalen Fragen ermüden 
das Haus augenſcheinlich; einige Amendements in Bezug auf Wahlorte fin⸗ 
den zur Heiterkeit des a feine Unterſtützung; andere werden nach kur⸗ 
zer Diskuſſion abgelehnt (ſo z. B. Luckau ſtatt Lübben, Greifenhagen ſtatt 
Stettin, Perleberg mit Pritzwalk alterniren zu laſſen). 

Auf Antrag des Abg. Dr. Schubert wird (unter 
v. Arnim (Neuftettin), des Regierungs⸗Commiſſars und des 
engt ſtatt Bärenwalde als Wahlort für die Kreiſe Neuftettin 
bein⸗Dramburg angenommen. 

Mit Erledigung der Wahlbezirke in der Provinz 5 
Sitzung um 3% Uhr. — Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. 
heutigen Berathung. 


Siebzehnte Sitzung des ene F 

Präſident, Fürſt v. Hohenlohe eröffnet die Sitzung bald na 4 Ubr. 
Am in der linie d. d. Heydt. raf Püdler, Si⸗ 
mons und mehrere Regierungs⸗Commiſſare. Der Präſident theilt mit, 
daß die Präſidenten des Hauſes Sr. königlichen Hoheit den Prinz⸗Regenten 
am geſtrigen Ta N und den Dank Sr. konigl. Hoheit ent⸗ 

en. 5 At 

0 0 e Be enſtand der Tagesordnung iſt das bereits vielfach erwahnte, 
im Haufe der Abgeordneten durchberathene Geſetz über die Aufſicht der Berg⸗ 
Behörde, über den Bergbau und das Verhältniß der Bau⸗ und Hüttenarbei⸗ 
ter betreffend. e 2 
Die 88 1 bis 8 werden nach den Beſchlüſſen des Hauſes der Abgeordne⸗ 
ten unverändert angenommen; bei § 9 die Qualifications⸗Atteſte der Betriebs⸗ 


dern S 


iderſpruch des Abg. 
gt Steferenten) 
⸗Schievel⸗ 


Pommern ſchließt die 
Fortſetzung der 


FE 


führer, Steiger und Aufſeher betreffend, empfiehlt die Commiſſion die ge⸗ 


Affektation, mit welcher man behauptet, ohne die Einflüſterungen Preu- 


Selbſterhaltung anſieht, und daß er, in Uebereinſtimmung mit dem 


einflußreichen Männern jeder politiſchen Stellung unterzeichnet. An 
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(der Präſident des großen Rathes), Dr. v. Gonzenbach, Stockmar, YA 
e 


nauere Bezeichnung „techniſche“ Au ſeher. Die Discuſſion wird auf Antrag 
des Grafen Pork ausgeſetzt, um falls keine andere Veränderung beſchloſſen 
würde, das Geſetz unverändert an das . zurück gehen laſſen 
zu können. Bei den S$ 10 bis 15 (das Truckſyſtem r nimmt Fürſt 
Hohenlohe⸗Oehringen ein bereits in der Comm. geſtelltes Amendement, nach 
den $ 10—15 einen neuen § 16 einzuſchieben, der für die Zeit der Noth 
Beſchaffung von Lebensmitteln ꝛc. von Seiten der Grubenbeſitzer zulaſſen, 
und der Beſtimmung darüber, ob ein Nothſtand exiſtire, der Entſcheidung 
der Bezirks⸗Regierung überlaſſen will, wieder auf. Berichterſtatter Rum 
mel und der eg.⸗Commiſſar erklären ſich gegen, Graf Weſtphalen und 
em Hohenlohe vertheidigen daſſelbe, Graf York und Oberbürgermeiſter 

Stupp halten es nicht für nothwendig. Der Re Commiſſar erklärt, daß 
die beſtehenden Unterſtützungs⸗Etabliſſements durch die Regierungs⸗Vorlage 
nicht betroffen würden. Graf Arnim⸗Boitzenburg ſtellt ein Amendement 
zu $ 14 „Auf die Creditirung von Lebensmitteln 25 Unterſtützung findet 
das Verbot keine Anwendung“ und vertheidigt daſſelbe. 


Dr. Schneider u. ſ. w. Es iſt kein leeres Wort. Von Bern aus 
wird bald der Wiederhall in andern Cantonen ſich kund geben. — 
Geſtern hat der Bundesrath eine Menge Militärwahlen vorgenommen, 
um die Lücken im eidgenöſſiſchen Generalſtabe zu ergänzen. Wenn 
dieſe Wahlen zur regelmäßig wiederkehrenden Zeit vorgenommen wur⸗ 
den, ſo haben ſie doch in dieſem Momente etwas Bezeichnendes. 
Breslau, 24. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Nikolaiſtraße 
Nr. 57 120 Stück Getreideſäcke, ud Stettiner Mühle Schiedlower und Dom. 
Seiferdau; aus der Jahrmarktsbude eines Kurz: und Eiſenwaarenhändlers 
ein Dutzend ordinäre Tiſch⸗ und zwei Brodtmeſſer, letztere mit Pfropfenzieher, 
im Werthe von zuſammen 2 Thlr. 15 Sgr.; Meſſergaſſe Nr. 3 ein neuer 
gelbangeſtrichener Speiſeſchrank; einem jungen Manne in den Räumen des 
Stadttheaters uach beendeter Vorſtellung aus der Weſtentaſche eine ſilberne 


— —— — —ę—— — 
Berliner Börse vom 23. März 1860. 


Der Handels miniſter: Die Geſetze über das Truckſyſtem ſeien durch Eli it S : i hr f c Dir. Z. 
2 5 5 : ; 8 Cylinderuhr mit Sekundenzeiger und ſilberner Kette; Gräbſchnerſtraße Nr. 3 Fonds- und Geld-Course, 
e en er ae een ah in nor überhaupt, 1 . 5 Gehöft Er on ſchadhafte 1 Us Vutenboz; Ereiw. Staats-Anleihe]414]99%, d. Oberschles, I. = Et Bien 5 
durch könnten die Arbei zu. u ſen ſei zu befürchten. Da⸗ Gräupnergaſſe Nr. 10 aus unverſchloſſener Küche ein wollener rothkarrirter] Staats- Anl. von 1850 ito . 88 ½½ 11% 4 4 bz. 
s Gele, binbere bie Sicheitgeber nicht den Jahn Gemactpeifipt | findermantel, mit braunem Glanzlittai gefuttert; Karlsſraße Nr. 27 aus 4 „ % pa dito Prior. f. = [a 08. Li 0.860 
len, und dann den Arbeitern billige W. 5 und ebensmittel 1 > unverſchloſſenem Zimmer eine goldene Cplünderuhr. mit goldener Kette und se 5 Tach, &% ba dito Prior. D. 1 26 6. 
Auch ſeien Lohnvorſchüſſe nicht unterſagt. 255 Aer von e. e wollene Mantille mit grüner Quaſte im Ge⸗ Präm-Anl, von 15 34 1 5 > „dito 2 10 ; “ 25 6. 
9 1 = RER 1 2 . R erliner Stadt-Obl.. [4% 993, G. peln-Tarnow. — — 
p u let Bemerkungen für 5 wider zieht Graf Arnim ⸗Boitgen⸗ lan cefunden wurde: ein Sad mit Backobſt. ee 35 2. bi. Pe- W S- V 2 | 4 [47% bz 
850 ſein Amendement zurück, und es wird über den neuen Zuſatz⸗Para⸗ [Unfall.] Am 19. d. M. Vormittags füllte ſich plötzlich die Keller: | „[ dito dito 48% ba. Rheinische . .| 5 478 ½ bz 
nn 9 . a Weib 97 ie „ wohnung des Hauſes Ring Nr. 9 dergeſtalt mit Rauch, daß die Bewohner E W + PR 969 5 J 8 85 B. 
Heiterkeit. 9. j gegen 52 abgelehnt. (Senſation un derſelben aus ne 175 mußten, um ſich vor dem Erſticken zu retten. 3 Posensche 928 5 10% “ mein, Nes . l —— 
1 TR BE 816 itä in [LI dito 20 6. in-Nahe- B. . ] 
. die Gfenröhte veropft balte, weil Ih der Much | (gacttuitie oe: | Bsrscreil en 
2 5 2 N. 5 7 4 * Moin: 177 — * 8 8 nn + ‚80 i 
fung der Bergleute handelt, die eigenmächtig die Arbeit verlaſſen oder ſich en leztere nach dem Schornſtein ſtrömte, beim Reinigen Fa ai 3 B 4 1% l deb 05 A 
u 1 . jautbig 180 be besehen n e e e ab⸗ . (Pol.⸗Bl. F pe Ra 1102 ba. 1 11 5 a sr 
elehnt worden. Den übrigen $$ des Geſetzentwurfs, und zuletzt dem $ 9 7 Mä ' el West u Rule — ito Prior. 8.1 — 2 — — 
In, 0 Selm en * 50 das Haus ohne Diskuſſion bei und ge: plan Joſeyh Pohl n Bil als ap Munch dab, ede glel J See 93% br. dee = 2 e 
nehmigt ſchließlich das ganze Geſetz. 1 5 9 0 Fran K Ban Sehlesische..... | 4 f b. 
„Einige auf den Gegenſtand bezüglichefBetitionen werden durch den Ueber: lau est ee ee in hen. U 45 Alt gen — = 227 85 ein — rn 
sun a Tagesordnung erledigt zan 175 Erle ten als zweiter Kaplan nach Striegau, Archipresbyterat gleichen Namens. 580 K. 
3 folgt der 4. Bericht der Petitionskommiſſion. Ueber die erſte, wegen Schuladjuvant Adolph Fiſcher als Adjuvant nicht nach Warthau, ſondern Ausländische Fonds. Berl. K.-Verein| 6%| 4 11646 @ 
der Kreisſtandſchaft der Juden, 2. wegen ihrer Zulaſſung zu nach Neuzelle Schuladjuvant Carl 1 —.— u Kraſcheow als Adjuvant nach] mer Metall... „18 81.0. we 5 
Staats mern, 3, wegen des Proneſgationsrochte der Kreistage in dieſer eren endorf, kreis Oppeln. Schuladſuvant Alexander Aegulla zu Kubnau | dito neue 100 fl. + ik = Braunschw.Buk] 64] 4 I 6 
lu b u bereits berichtet. Referent Dr. v. Daniels: Die Vor- als Adiuvant nach Poppelau, Kreis Oppeln Shulaniunent Paul Fuchs zu | dite Nat-Anleihe | 8 61 4 01% bee || Bremer . af 1 
1. 75 der Kommiſſion ſeien diesmal von einer beſondern Stärke! blieben Pop ge als Adjuvant nach Kuhnau, Kreis Kreu es Der nach Rubnau Hass-engl. Anleihe. | 5 100% ©. Coburg. Crdit.A. 9 481 B 
bie Hasche des Hauses umerfüllt, jo würde es ſich pur noch mit einer detretirte Adjuvant Alois Kubiſch verbleibt auf feiner Stelle in Gottartowib. |, geln Sep Obi. | 4 f be. Darmet (ebgest 2 4 . 
Adresse an die Krone wenden konnen. Nicht politiihe Motive, nur ſtrenge Schuladjuvant Heinrich Haupt in Schwiebus als dritter Lehrer an die katho⸗ Poln, Piandbriefe.. | ere e Des.Creditb.A| 8%] 4 18% f U be 
Rechtsgründe hätten die Commiſſion geleitet. — Früher geduldete Fremdlinge, lische Schule u Potsdam Schuladjuvant Joſe h Sobetzko zu Kreuzdorf als ito II. Em... F [4 |88 6. Dise. Cm, auth] 5 | 4 |80% bz. u 6 
ken die Juden zuerſt durch das Edikt von 1812 Staatsbürger geworden, Adſuvant 25 Chroscina, Kreis On m ie 3 zdor Poln. ObL. 4 800 EL | 4 80 8. ene Ban. | | 4 125 De u. @ 
eien zu den Laſten, wie * den Vortheilen des Staats herangezogen und Ad! 8 1 . 25 6. Han Ard BI Ela 8. 
mit den andern gleichgeitellt, außer wo die Religion dies n machte; e Kurhess. 40 Thlr.. — 42 bz. „ Ler- , [545] 498 6. 
Ausnahmefälle ſeien der Beſtimmung der Regierung vorbehalten worden. Amtliche Waſſer⸗Napporte. 805 Baden 35 Fl... ... 130 B. Hanno [5b] 4 [94 B. G. Dal 
Die Bewegungen im Judenthum, das Aufkommen des Reform⸗Judenthums | Am Oberpegel au Ratibor jtand das Wa ſer der Oder den 23. März, Aetlen - Course. . en | _ 4% „50 
babe neue geſezliche Veſtimmungen hervorgerufen um den altgläubigen Theil] Mittags 12 Uhr: 12 Fuß, Nachmittags 4 Uhr: 12 Fuß 6 Zoll. Div. 2 Magd. Priv. B. 44% @ 
der Juden in ſeiner Gewiſſensfreiheit gegen die Abſonderungsſucht zu ſchüz⸗ Zu Oppeln ſtand das Waſſer der Oder den 22. Mär 5 Mittags 12 Uhr, RR U : — 3 63 16. 
zen. — Dies ſei durch das Judengeſetz vom 23. Juli 1847 geſchehen, welches] am Oberpegel 11 Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 9 Fuß 10 Zoll, den 23. März, Asch-Mastieht| or 37 184 — Oesterr Crdtb A 7 2 4 70% bs. 
indeß nur kurze Zeit beſtanden; die Märzrevolution — er könne wohl Re⸗ 1 3 Uhr, am Oberpegel 12 Fuß 4 Zoll, am Unterpegel 11 Fuß Amst.-Rotterd. | 8 | 4 485 Pos. Prov.-Bank| 4 4 
volution jagen, da ja ein Miniſterium hier in der National⸗Verſammlung ! Zoll. Das Waſſer iſt noch im Wachſen. Berl Ane 4 | i. Schl Bank. Ver] J 4 b. 
als ſolche anerkannt, welches jetzt wieder am Ruder ſei, habe es beſeitigt. In Ba e Thüringer nan 47] 4 80 0. 
dem Achtparagraphengeſetz für die par der 5 7 7 Verfaſſung Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗ Nachrichten. Berl-Ptad-M 7a lg da. Weimar. Bank .| 5 4 78% B. 
eien in $ 5 die ſtagtsbürgerlichen Rechte unabhängig gemacht vom religiö- Paris, 23. März, Nachmittags 3 Uhr. Die Börſe eröffnete in guter ee 9040 — Wechsel-Oourse. 
ſen Bekenntniß, ja ſogar von der Theilnahme an einer Religionsgeſellſchaft, Stimmun Nachdem die Rente zu 67, 90 begonnen, ſtieg ſie bald auf] Cöln-Mindener .| 10/120 et. bz Amsterdam 8.14% d 
und dieſe Beſtimmung ſei in die oktroyirte Verfaſſung übergegangen. 68, 30 115 ſchloß zu dieſem Courſe in ſehr ſeſter altım 1 bei belebten] Fran=-St-Eisv. | 6 801 2. dito. 141 bz 
Die Gemeindegeſeßgebung von 1850 habe neue Zweifel erregt, da ſie Umſatzen. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 947 5 etroffen 1 ä ann 
1853 wieder aufgehoben wurde. Die vorige a, habe den Juden die Schluß⸗Courſe: Zproz Rente 68, 30. 4 C pro Mente 95, 35. Zpro i r D Zi 
ſtändiſchen Rechte abgeſprochen, weil nach ihrer Anſicht die früheren Beſtim⸗ h i VVV . 8 3 MalnsLodw. A, 646 408 0 F 1 ke Se 
g 5 £ x Spanier 43%. Iproz. Spanier —, Silber⸗Anleihe Oeſterr. Staats- Meeklenb r 2. Ya bz 
mungen über die Juden nicht aufgehoben ſeien. Der Redner führt aus, daß Eiſenbahn⸗Aktien 506. Eredit⸗mobilier⸗Aktien 750. Lombard. Eiſenbahn⸗] Manster Hamm. 4 4 sun" . 125 
dieſe Anſicht eine geſetzlich begründete ſei, und daß die Zulaſſung der Juden Aktien 22 Oeſterr Eredit⸗Aktien Bere R 5 ai Neisse-Brieger 3 : 4 8 A — 5 — — 8 
zur Standſchaft nur durch ein beſtimmtes Geſetz bewirkt werden könne. 8 a Nachmitta 3 3 Uhr. Silber 62 Niedersebhles. — | 4 |yı . E T. % ben 
Ebenſowenig wie der Juſtiz⸗Miniſter die Zulaſſung der Juden zu Richter⸗ Conſols 943, 1 — Spanier 34%, Mexikane 21%. Sardinier 84 N 14 —.—— 0 . 2M. K, be. 
nne, ohne beſtimmte Veränderungen in i 5 . « [| Nordb. Gr. „ u. G. rankfurt a. H.. 4 M. 8d. 34 ba. 
ämtern aussprechen konne, ohne beitimmte Veränderungen in Rücksicht auf sproz, Auffen 1085 2 proz. Nuſſen 973 o e e ER 116.5 0 Erankfurt a. l. 8 
die konfeſſionellen Verhältniſſe zu treffen, kͤnne man den Juden ohne Wei⸗ ae 23. Min, ittags 12 Uhr 45 Minuten. Die Publikation des] Oberschlen. A. N be Bromen e . . J F. adeb r- 
neuen Anlehens wird übermorgen erwartet. 


teres die Standſchaft gewähren, die ein obrigkeitliches Amt ſei. 

Hr. v. Klei te etzow beantragt, die Diskuſſion, wie es ſeitens des Re⸗ 
ferenten bereits geſchehen, der über die Stellung der Juden zum chriſtlichen 
Staate im Allgemeinen ſprach, in Bezug auf alle drei Punkte und die dar⸗ 
auf ſich beziehenden Vorſchläge der Comm. zuſammen zu faſſen. Er ſchließt 
ſich indeß einem Vorſchlage des Grafen Arnim an, die Debatte über 1. 
und 2. von der über 3. zu ſondern. Der letztere Vorſchlag, ſowie der An⸗ 
trag des Hrn. v. Kleiſt⸗Retzow, die Debatte, welche vorausſichtlich von 
ſehr langer Dauer ſein würde, zu vertagen, wird angengmmen. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 11 Uhr. 


Berlin, 23. März. [ Amtliches.] Se. königl. Hoheit der 
Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeftät des Königs, allergnädigſt 
geruht: Dem praktiſchen Arzte Dr. Jaeger zu Danzig den Charakter 
als Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 

Aus Paris ſchreibt man der „N. Pr. Z.“: „Man ſtellt ſich hier 
viel aufgebrachter gegen Preußen, als man in der That iſt, weil 
man ſich jetzt ſchon die Gründe und Vorwände zu einem Kinf: 
tigen Bruche mit dieſer Macht zurechtlegen will. Daher die 


ooſe 102, —. National⸗Anlehen 78, 40. f 
134 28. daubumg 10 l,. cr a 8 3 mn London Thlr. pr. N 
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günſtigere Stimmung. Oeſterreichiſche Fonds un! ien beliebter. Hafer ſoco 26—28 Thlr., Lieferung pr. März 27 Thlr. ber 
Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbeich 126%. Wiener Wechſel 87. | Früh; 275 wie 15 12 1 e 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 154%. Darmſtädter Zettelbant 225. Sprozent. b I 55 05 bez, und Br., Mais Juni 27% Thlr., Juni- Juli 28% 
Rüböl loco 11% Thlr. Br., März und März: April 11% Thlr. Br,. 
ril-Ma 


Metalliques 49. 4 proz. Metalliques 43. 1854er Looſe 73. eſterr. 
eg pelle - 40. a Bee 6 15 
eſterr. Bank⸗Antheile 740. eſterr. Kredit⸗Aktien 165. eſterr. Cliſabet⸗ 113 1117—5 lr. bez. i lr. Br 
8 a e Frei 42. Mainz⸗Ludwigshafen Lit. A. 96. | Mai-Juni 11%, Thlr. bez, 117 Ahle 3. ld. 11% Thle. Br, 
ainz⸗Ludwigshafen Litt. C. —. r x : tember⸗Oktober 12%, — “ Thl. bez. und Old. a3 
PR den ich 2 N es ge 2 Uhr 30 Minuten. Geringes Ge⸗ Se 1 . Hr 95 N 11% a — Br, 11 
t bei ſchwach behaupteten Courſen. iritu 3 1 1 3 Br. \ 
: te . 37 10 Rrevitattien 69%. 30 deo ohne Faß 17%, Thle 115 März und März: Ap 
F ige] Br., Mal⸗Juni 17 — 4, Thlr. bez, 17% Thlr. Br, 17% Tblt Gd, 
amburg, 23. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco letzte Preiſe] Juni⸗Juli 17¼ 7 1 1 „Be „eie e.; 
Pre zu 8 ab lass ftille. Roggen loco und ab auswärts jtille, J 774 A0 bez., 17%, Thlr. Br., 17% Thlr. Gl, 
Oel pr. Mai 24%, pr. Oktober 25%. Kaffee feſt, zwei ſchwimmende Ya: 
dungen Rio 7900 Sack Rio a 6% und 1000 Sack loco umgeſetzt. Zink 
ohne Kaufluſt. 
Liverpool, 23. März. [Baumwolle.] 8000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 63,760 Ballen. 


ßens würde die Schweiz nicht ſo dreiſt aufgetreten ſein. Uebrigens 
fängt man am Hofe der Tuilerien ſchon an zu vermuthen, daß die 
großen Mächte ſich endlich doch ermannen würden. Mit andern Wor⸗ 
ten, man fängt an, eine Coalition für möglich zu halten. Trotz 
der überaus vorfichtigen Haltung der hieſigen ruſſiſchen Botſchaft iſt . 
das franzöſiſche Gouvernement überzeugt davon, daß das vollkommenſte] Berlin, 23. März. Von Wien wird abermals mit großer Beſtimmt⸗ 3 
Einverſtändniß zwiſchen Rußland und Preußen herrſcht. Das wienerſheit der Abſchluß der neuen Anleihe gemeldet; . en heute, 
Kabinet wird mit der Lockſpeiſe hingehalten, daß Frankreich mit ihm 5 a obe ie rer g pde Schubenlaft 805 FARBE 
die in Bäide auftauchende orientaliſche Frage zu regeln gedenke. Louis Staates und ſeine Zinsverbindlichkeiten jo erheblich ſteigern muß, in gün- 
Napoleon hofft aber durch dieſe Frage England von Neuem an ſich jtigem oder nachtheiligem Sinne aufzufaſſen habe, folgte dann doch der in 
anzuſchließen. Die Verlegenheit Ruſſell's wird mit jedem Tage] Wien ſelbſt herrſchenden Anſchauung, die in . te ae Courſen 
größer, und wie ich in einem Briefe aus London leſe, will er nächſter] ſich erkennen ließ. Man meldete 5 125 . dhherrenhſſcen die 
Tage einen ſcharfen Ausfall gegen Frankreich — wegen Chablais] Die Borſe erhohte denn auch bier den en 
und Faueigny — machen und dem Parlamente zeigen, daß Frankreich 


ten. Der Begehr für dieſe belebte ſich etwas, und in zahlreichen Prämien⸗ 

g x eſchäften gab ſich zwar einerjeits die Ungewißheit über den muthmaßlichen 
nicht aufrichtig verfahren ſei. Niemand zweifelt daran, daß es in Ita⸗ 
lien zu einem neuen Zuſammenſtoße kommen werde. Obſchon Ga: 


Eindruck der Operation, andererſeits aber auch die Erwartung eines Stim⸗ 
mungswechſels zu erkennen. In den übrigen Effecten⸗Gattungen herrſchte 
vour und Louis Napoleon in vielen Punkten einig ſind, ſo iſt dieſer 
doch mit Mißtrauen gegen jenen erfüllt, beſonders ſeitdem er erfahren 


unter Fortdauer der bisherigen Feſtigkeit wenig Leben, von ſchweren Eiſen⸗ 
bahnactien und Prioritäten war jedoch eine kleine Anzahl von Deviſen in[ Gerſte . . . 43 45 48 52 Thlr. 
hat, daß Piemont ſich von England ſeine jetzt einverleibten Länder 
eigens hat gewährleiſten laſſen, eine Vorſicht, welche bezeugt, daß 


in beſſerer Frage. — Discontirt wurde zwar einiges mit 214 %, doch blie⸗ Hafer . 26 28 30 32 — 
ben feine. Briefe zu dieſer Rate übrig, da Disconteure vielfach auf 3 % 1 berbſen . 54 56 58 62 Rothe Kleeſaat 7%, 9 97 10% 11% 
Graf Cavour in der allgemeinen Lage die Symptome eines bevor- 
ſtehenden Entſcheidungskampfes erkannt hat.“ 


hielten. BR 8 Futtererbſen . . 45 48 50 52 Weiße dito (38 19 22 22% 23% 
Oeſterr. Credit⸗Aktien eröffneten 4% niedriger, als fie geſtern Aalen dan, Biden g . .. . 40 45 48 50 [Thymothee . . 99% 10 8% 1 
e 
Schweiz. 
Bern, 20. März. [Motion des Großen Raths.] Wenn 


mit 69% hielten ſich ſpäter aber meiſt auf 70%. Am . fehlten dazu 
die offiziöfe Preſſe in Paris glaubte, die Schweizer ließen ſich von ihr 


ber eher Nehmer als Verkäufer. Prämien kamen für entfernte Termine 
100 zu 4 pr. Mai waren am Schluſſe Nehmer mit 69—1% Rück⸗, 
einſchüchtern, ſo täuſchte ſie ſich wirklich ſehr. So eben wurde im 
Großen Rathe von Bern, welcher ſich geſtern verfammelte, folgende 


nachdem vorher eine höhere Prämie bewilligt war. In andern Grevitpa- 
3 war ein ſehr beschenken Verkehr, meiſtens behaupteten ſich die letzten 
Motion verleſen: 
Der Große Rath des Cantons Bern erklärt anmit, daß er mit 


Courſe, nur für Disconto⸗Comm.⸗Antheile wurde 4% mehr (80%) be: 
dem Bundesrathe die Frage, betreffend die neutralifirten Provin⸗ 


willigt. g 

In Notenbank-Aktien war der Verkehr gleich Null. Im Ganzen hat 
zen Savoyens, für eine Lebensfrage hält, daß er die Wahrung 
der Rechte, welche der Schweiz diesfalls zuſtehen, als ein Gebot ihrer 


ſehen, jo daß die Preiſe um eine Kleinigkeit gewichen ſind, der Schluß wal 
ſehr fi h In loco fand zu etwas billigeren Preiſen geringer Verkehr ſtatt. 


Breslau, 24. März. [Produktenmarkt.] Schwache Zufuhren 
und Angebot von Bodenlägern, mäßige Kaufluſt und Preiſe ſämmtlicher Ge⸗ 
treidearten unverändert gegen geſtern. — Oel⸗ und Kleeſaaten ohne Nend 
5 — Spiritus ruhig, pro 100 Quart preußiſch loco 16%, März 16% 

ei 


B. theils G. e 89 
gr. r. 

6 8 — — — 
Weißer Weizen . 75 78 8 Winterraps. . . 90 1 96 # 
Gelber Weizen . 67 70 73 77 Winterrübſen .. 76 78 80 88 

dito mit Bruch . 52 56 60 64 Sommerrübſen . 72 76 7 85 
Roggen. . . . 5456 58 61 [Schlagleinſaat. . 75 80 84 


Die neueſten Marktpreiſe aus der Provinz. 

Lauban. Weißer Weizen 64—83 Sgr., gelber 57 —70 Sgr., Rog 0 
49—64 Sgr., Gerſte 38—49 Sgr., Hafer 29—32 Sgr., Centner 69 
19% Sgr., Schock Stroh 5% Thlr., Pfd. Butter 546 Sgr., Erbſen 
bis 74 Sgr., Hirſe 90—96 A Kartoffeln 15—17 Sgr. 1 

Reichenbach. Weißer Weizen 63—77 1 gelber 53—67 Sgr., un 
gen 51—58 SE Gerſte 42—48 Sgr., Hafer 28—32 Sgr., Stroh 5% Thlr. 
Heu 25 Sgr., Butter 6—6½ Sgr., Eier 14 Sgr. 0 

Hirſchberg. Weißer Weizen 71—88 Sgr., gelber 67—81 Spt, . 
gen rd Sgr., Gerſte 44—51 Sgr., Hafer 30-32 Sgr., Erbſen 
70 Sgr. 

Schönau. Weißer Weizen 68—80 Sgr., gelber 65—75 Sgr., Roggen 
Ag Sgr., Gerſte 46-50 Sgr., Hafer 31-33 Sgr., Butter 5% 
6 Sgr. 


aber das Vertrauen in die Haltbarkeit der meiſten Anſtalten durch die durch⸗ 
ſchnittlich erträglichen Geſchäftsergebniſſe, welche ſelbſt das verfloſſene ſehr 
ungünſtige Jahr herausgeſtellt hat, unverkennbar zugenommen. 
Von den Eiſenbahnactien, für die ſich einige Frage zeigte, heben wir be⸗ 
ſonders ſchleſiſche Deviſen hervor. Die Zurückhaltung der Inhaber erhält ſich, 
ja fie vermehrt ſich, jo oft einiger Bedarf hervortritt. In Folge deſſen wur: 
den e % % höher bis 111%, Freiburger ebenſo mit SR, be⸗ 
zahlt. Brieg⸗Neiſſer erzielten ſchließlich ſelbſt 43%, 4 % über dem geſtrigen 
Geldeourſe. Auch Potsdamer und Hamburger zeigten „ich eher geſucht, als 
angeboten, und Anhalter bedangen 4 % mehr (10374), Dagegen waren 
die Actien weſtlicher Linien, obſchon nicht in merklichem Angebot, doch eher 
zu haben. Für Aachen⸗Maſtrichter hat die in zweiter de tanz ergangene 
Entſcheidun gegen die Prioritätsgläubiger etwas Frage hervorgerufen, die 
jedoch den lezten Cours (15%) nicht üderſchritt. Nordbahn und Mecklen⸗] Roggen 55 60 Sgr., Gerſte 425 —47 Butter 5— 84, 8 
burger ohne Umfap. Defterreich. Staatsbahn % Thlr. höher (131) nominell. | Erbſen 62%—67% Sgr., Kartoffeln 16 —20 Sgr., Bu + Sgr. 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


berner Volke, alle Opfer zu bringen bereit iſt, welche zu dieſem Zwecke 
nothwendig werden. Der Regierungsrath iſt eingeladen, dieſe Erklä⸗ 


rung dem Bundesrathe mitzutheilen. 5 3 | 
Dieſe Motion ift von Abgeordneten aller Parteiſchattirungen, von 


5 5. 0 2, 


bis 48% Sgr., Hafer 27%—32% Sgr., Erbſen 

12-16 Sor. er Stroh ee, Etr. 

Butter 54 —64 S 

ihrer Spitze ſteht der Abgeordnete Karrer; dann folgen Oberſt Kurz 
Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 


der von geringer Bedeutung und hierdurch erhielt der Markt ein mattes An“ 


örlitz. Weizen 65-85 Sgr., Roggen 57 wr 1 
gr., Pfd. 


gr. 8 u r. „ 
Bunzlau. Weißer Weizen 714 —80 Sir aer 279 5 0 


